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Einführung

Die Einstellungsmöglichkeit nach § 153a StPO eröffnet Staatsanwaltschaf-
ten und Gerichten seit nunmehr fast 50 Jahren einen Weg, nach der Erfüllung 
von Auflagen oder Weisungen durch den Beschuldigten1 von der öffentlichen 
Klage abzusehen. Die ursprünglich auf den Bereich der Kleinkriminalität 
beschränkte Verfahrensgestaltung sollte vornehmlich der Entlastung der Jus-
tiz und der Beschleunigung des Strafverfahrens dienen.2 Schon in ihren An-
fangsjahren erlebte die Vorschrift einen Siegeszug in der Praxis3 und wurde 
in den frühen neunziger Jahren des letzten Jahrhunderts zur weiteren Entlas-
tung der Justiz4 auf den Bereich der mittleren Kriminalität erstreckt. In der 
Gegenwart ist die enorme Bedeutung der Vorschrift für die alltägliche Praxis 
der Strafverfolgung ebenso unbestreitbar5 wie die Existenz einer anhaltenden 
Kritik von Seiten der Wissenschaft6 und der Öffentlichkeit7 an ihr. 

1  Nachfolgend wird von Auflagen statt von Auflagen und Weisungen gesprochen 
werden, da eine Differenzierung für die Ziele dieser Untersuchung nicht erforderlich 
ist; zur Unterscheidung statt aller LR-Beulke, § 153a Rn. 47. Auch werden die Staats-
anwaltschaft als einstellendes Organ des Staates und der Beschuldigte als betroffener 
Bürger herangezogen, soweit die Untersuchung keine Unterscheidung zwischen der 
staatsanwaltschaftlichen (§ 153a I StPO) und der gerichtlichen Einstellung unter Auf-
lagen (§ 153a II StPO) treffen muss.

2  BT-Drs. 7/550, S. 297; näher zu den Zwecken der Vorschrift aus historischer 
Perspektive Kap. 1 A.; zur verfassungsrechtlichen und strafprozessualen Legitimität 
dieser Zwecke Kap. 4 A. II. 2. und 3.

3  Dazu eingehend Heinz, ZStW 94 (1982), 632 (644 ff.); Rieß, ZRP 1983, 93 (99); 
vgl. auch LR-Beulke, § 153 Rn. 5: phänomenaler Siegeszug.

4  BT-Drs. 12/1217, S. 34.
5  LR-Beulke, § 153a Rn. 15, 29; SK-Weßlau/Deiters, § 153a Rn. 3; Heinz, Sankti-

onierungspraxis, S. 56; Sauer/Münkel, Absprachen, Rn. 16.
6  Für die Streichung dieser Vorschrift in der jüngeren Vergangenheit Deiters, Le-

galitätsprinzip und Normgeltung, S. 197; Backes, FS Hassemer, S. 985 (998); Stu-
ckenberg, GS Weßlau, S. 369 ff.; Weigend, GS Weßlau, S. 424 f.; Brüning, ZIS 2015, 
586 ff.; Deiters, GA 2015, 371 ff.

7  Exemplarisch Leutheusser-Schnarrenberger, Interview vom 4. August 2014 im 
Deutschlandfunk (abrufbar unter https://bit.ly/1AbwEP9  – diese und nachfolgende 
Internetseiten abgerufen am 7. Juni 2019); zu mehreren, in der Öffentlichkeit zuletzt 
thematisierten Einstellungen Trentmann, ZStW 128 (2016), 446 f.

https://bit.ly/1AbwEP9


22	 Einführung

I. Von Contergan zu Kohl: Das Phänomen der Rechtsfragen

Mitursächlich für das Unbehagen an dieser Vorschrift sind die zentralen, 
doch vagen Merkmale des öffentlichen Interesses an der Strafverfolgung und 
der Schwere der Schuld. Sie gewähren Strafverfolgungsorganen zwar eine 
hohe Flexibilität im Umgang mit dem alltäglichen Anfall der Kleinkriminali-
tät.8 Doch etablierten sie zugleich eine Praxis, die geneigt und gewillt bleibt, 
vom Gesetzgeber intendierte Grenzen der zulässigen Einstellung regelmäßig 
auszureizen oder sogar zu überschreiten.9 Eine besonders umstrittene Vari-
ante der Handhabung von § 153a  StPO belegt eine Aussage des LG Bonn, 
die es im Jahr 2001 im Einstellungsbeschluss zum Parteispendenverfahren 
gegen den ehemaligen Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl tätigte:

„[…] als weiterer alternativer oder zusätzlicher Einstellungsgrund gilt in der 
Rechtspraxis auch die Ungewissheit über das Ergebnis, weil zum Beispiel bislang 
ungeklärte Rechtsfragen offen sind und eine langwierige Durchführung des Verfah-
rens durch mehrere Instanzen nicht mehr im Verhältnis zur Tat oder zum Schuldge-
halt und damit auch zur eventuellen Höhe der Strafe stünde.“10

Erste Kritik an diesem Passus resultiert aus der Feststellung, dass 
§ 153a  StPO Auflagen, nicht aber Einstellungsgründe enumerativ aufzählt 
und der Rekurs auf die Rechtspraxis ein ungewöhnliches Argument in einer 
rechtlichen Begründung darstellt. So fragwürdig schon die methodische Her-
leitung des Einstellungsgrunds war, so zutreffend mag aber die Darstellung 
der alltäglichen Rechtspraxis gewesen sein,11 da kriminologische Untersu-
chungen eine signifikante, doch problematische und von der Praxis auch als 
problematisch empfundene Anwendung des § 153a StPO in Verfahren mit 
schwieriger Beweis- oder Gesetzeslage feststellten.12

Das Phänomen der Rechtsfragen scheint allgemein in einem kuriosen 
Spannungsverhältnis zu Einstellungen aus Opportunität zu stehen. So hielt es 
schon das LG Aachen im Jahr 1971 im Beschluss zur Einstellung des Con-
tergan-Verfahrens für erforderlich, zu erwähnen, dass die Klärung wichtiger 
Rechtsfragen einer Einstellung nicht entgegenstehen dürfe.13 Wurde die 

8  LR-Beulke, § 153a Rn. 3; SK-Weßlau/Deiters, § 153a Rn. 1.
9  Backes, FS Hassemer, S. 863 (871 f.); Dahs, NJW 1996, 1192 (1193); Rieß, ZRP 

1985, 212 (216); vgl. auch Meinberg, Geringfügigkeitseinstellungen, S. 246: extreme 
Ausprägungen regelmäßiger Funktionsstrukturen.

10  LG Bonn NJW 2001, 1736 (1738) (Hervorhebungen des Verf.).
11  Vgl. Richter, FS Riess, S. 448.
12  Empirisch Ahrens, Einstellung, S. 132, 156; Hertwig, Einstellung, S. 119 f., 190; 

Kunz, Einstellung, S. 73 f.; Meinberg, Geringfügigkeitseinstellungen, S. 228 f.; Kai-
ser/Meinberg, NStZ 1984, 343 (349 f.); dazu auch m. w. N. Eisenberg/Kölbel, Krimi-
nologie, § 27 Rn. 62 ff., 67 ff.; Lampe, Kleinkriminalität, S. 78.

13  LG Aachen JZ 1971, 507 (520). Die Einstellung erfolgte vor Einführung des 
§ 153a StPO und deshalb formal auflagenfrei nach § 153 III StPO a. F., wobei das 



	 Einführung� 23

Rechtsfrage im Jahr 1971 noch als streitbares Einstellungshindernis abgewie-
sen, kam ihr dreißig Jahre später der Stellenwert eines Einstellungsgrunds zu. 
Welche Bedeutung sie für § 153a StPO letztlich aufweist, kann die Recht-
sprechung aber nicht eindeutig beantworten.

Einen Bedeutungszuwachs von Rechtsfragen für Einstellungen aus Oppor-
tunität lässt sich der Literatur nicht entnehmen. Die überwiegende Auffas-
sung im rechtswissenschaftlichen Schrifttum14 teilt zwar die Auffassung des 
LG Aachen, wonach das öffentliche Interesse an der Klärung einer bestimm-
ten Rechtsfrage für die Einstellung unbeachtlich sei.15 In einstimmig kriti-
schen Reaktionen auf den Beschluss des LG Bonn knüpft es hingegen an den 
von § 153a  StPO vorausgesetzten Tatverdacht an, der erst und allein dann 
vorliegen soll, wenn die Justiz die Strafbarkeit annimmt.16 Kurz: Rechtsfra-
gen müssen entschieden werden.17

Eine abweichende Auffassung im Schrifttum findet man nicht.18 Deshalb 
irritierte es umso mehr, als das LG Düsseldorf im Jahr 2006 im Einstellungs-
beschluss zum Mannesmann-Verfahren feststellte, dass bedeutsame Rechts-
fragen durch die vorangegangene Revisionsentscheidung des Bundesge-
richtshofs geklärt wurden, Anträge der Angeklagten und Staatsanwaltschaft 
deutlich gemacht hätten, dass sie auf die endgültige Klärung der Schuldfrage 
verzichteten und es sich bei den offen gebliebenen Fragen nur um solche 
handele, die über den vorliegenden Fall hinaus nicht von grundlegender Be-
deutung seien.19 Zwar wären „durchaus allgemein interessierende tatsächli-
che und rechtliche Fragen […] zu klären gewesen. Für das nach § 153 a StPO 
maßgebliche öffentliche Interesse an der weiteren Strafverfolgung lässt sich 
daraus aber nichts herleiten. Denn das öffentliche Interesse an der weiteren 
Strafverfolgung ist vom öffentlichen Interesse an der Klärung allgemein in-
teressierender Rechtsfragen deutlich zu unterscheiden.“ Im Jahr 2013 be-
merkte das VG Berlin in einem obiter dictum jedoch, dass bei den Strafver-

Gericht die „nicht unerheblichen, freiwilligen Leistungen für Bedürftige“ durch die 
Angeklagten in einer „zusammenfassenden Würdigung“ maßgeblich berücksichtigte.

14  Nachfolgend nur noch Schrifttum.
15  Dazu statt aller m. w. N. LR-Beulke, § 153 Rn. 33.
16  LR-Beulke, § 153a Rn. 39; Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, § 153a Rn. 2; Radtke/

Hohmann-Radtke, § 153a Rn. 29; Sauer/Münkel, Absprachen, Rn. 116; Beulke/Fahl, 
NStZ 2001, 426 (428); Hamm, NJW 2001, 1694 f.; Saliger, GA 2005, 155 (174).

17  Statt aller LR-Beulke, § 153a Rn. 39.
18  Allein Weßlau hielt diese Kritik für fragwürdig, da die durch § 153a StPO ge-

stattete maximal opportune – und für sie im Ergebnis verfassungswidrige – Handha-
bung kaum (mehr) missbraucht werden könne, SK4-Weßlau, § 153a Rn. 16 f.; dagegen 
aber Scheinfeld, FS Herzberg, S. 851.

19  Dazu und zum Folgenden Pressemitteilung des LG Düsseldorf Nr. 09/2006 (zi-
tiert nach Saliger/Sinner, ZIS 2007, 476 [477]); vgl. auch Lichtenberg, BLJ 2007, 38 
(41 f.); Scheinfeld, FS Herzberg, S. 858 f.




